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anteils die junge Generation überfordere, ließ außer Acht, 
dass auch Produktivität und Realeinkommen steigen 
werden und dass das Nettorealeinkommen der jungen 
Generation nach Abzug höherer Beiträge selbst bei mo-
derater jährlicher Steigerung höher ausfallen wird als das 
der gegenwärtigen Erwerbsgeneration. Die Behauptung 
der Überforderung der jungen Generation ist aber auch 
schon deshalb nicht haltbar, weil die reformbedingte Ren-
tenlücke in der gesetzlichen Versicherung – soll das Si-
cherungsniveau erhalten bleiben – durch Aufwendungen 
für private Versicherungen zu decken wäre, die wegen der 
höheren Kosten privater Versicherungen höher ausfallen 
als die Beiträge zur gesetzlichen Versicherung. Darüber 
hinaus belastet die Deckelung des Beitragsanteils der Ar-
beitgeber die Beitragszahler zusätzlich. Es ist also umge-
kehrt: Das Rentenniveau wird trotz öffentlicher Förderung 
eine höhere Belastung der jungen Generation zur Folge 
haben als normal steigende Beiträge in die gesetzliche 
Rentenversicherung sie zur Folge hätten.1 Die geplante 
Schließung der Lücke wird von der Mehrheit der Betroffe-
nen gar nicht genutzt. Sie konnte schon wegen der höhe-
ren Kosten privater Versicherungen nicht gelingen. Erfor-
derlich ist der Ausstieg aus der Riester-Reform.

Zweitens wurde eine Wirtschaftspolitik betrieben, die das 
Lohnniveau niedrig hielt. Das geschah durch eine „mode-
rate“ Lohnpolitik (Bofinger, 2005; Hickel, 2006; Flassbeck 

1	 „In dem nun propagierten ‚Mehrsäulensystem‘ wird es für die Bürger 
teurer, ein dem Leistungsniveau der GRV vergleichbares Niveau zu 
finanzieren – vor allem auch für junge Menschen, obgleich angeblich 
in deren Interesse die Umstrukturierung dringend notwendig war“ 
(Schmähl, 2016).

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
erwartet eine wachsende Altersarmut bis zum Ende der 
2030er Jahre (Geyer, 2019). Die Grundrente ändere dar-
an nichts, weil sie nicht zielgenau sei. Das bedeutet, dass 
das Rentensystem nicht einmal seinen beabsichtigten 
Nebeneffekt „Vermeidung von Altersarmut“ erreicht. Die 
gesetzliche Rente verfolgte seit der Reform von 1957 und 
bis zu den Reformen 1999 das Ziel, die Arbeitseinkom-
men zu ersetzen, die mit dem Ende der Erwerbstätigkeit 
entfallen (Althammer und Lampert, 2014, 287; Schmähl, 
2012, 306 ff.). Die Rente sollte – wenigstens tendenzi-
ell – „ein den Lebensstandard sicherndes Rentenniveau 
gewährleisten“ (Althammer und Lampert, 2014, 299). Die 
Armutsvermeidung war deshalb nur ein Nebenziel des 
deutschen Rentensystems. Und selbst dieses unterge-
ordnete Ziel wird mit der neuen Grundrente nicht erreicht, 
wenngleich sie für einen Teil der Rentner Verbesserungen 
bringt. Dass das deutsche Rentensystem weder den Le-
bensstandard sichern noch Altersarmut vermeiden kann, 
ist wesentlich auf wirtschafts- und sozialpolitische Ent-
scheidungen zurückzuführen, die in der bisherigen Dis-
kussion keine Rolle spielten. Die erforderlichen Reform-
maßnahmen müssen die politisch zu verantwortenden 
Ursachen aber berücksichtigen. Nun müssen Sonder-
lösungen im Rentensystem gefunden werden. Politisch 
sind drei entscheidende Fehler gemacht worden:

Erstens wurde mit den Riester-Reformen das Ziel des 
Lohnersatzes explizit und sachwidrig durch das Ziel der 
Beitragssatzstabilität ersetzt (Althammer und Lampert, 
2014), was zwangsläufig eine Absenkung des Leistungs-
niveaus der gesetzlichen Rentenversicherung zur Folge 
hatte. Die Begründung dafür, dass wegen der demografi-
schen Entwicklung der Unterhalt des steigenden Rentner
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Lohnstückkosten und die deutschen Exportüberschüs-
se weisen jedoch nicht auf angebotsseitige Probleme 
hin. Im Gegenteil, die schwache Binnennachfrage zeigt, 
dass die Ursache für die lahme Wirtschaftsentwicklung 
mit der Folge prekärer Beschäftigungsverhältnisse und 
mit Arbeitslosigkeitszeiten auf der Nachfrageseite lag. 
Die deutsche Politik hatte die Nachfrageseite nicht im 
Blick. Durch die einseitige Ausrichtung auf das Angebot, 
durch Lohnmoderation und Unterstützungskürzungen, 
wurde die gesamtwirtschaftliche Nachfrage zusätzlich 
geschwächt. Horn (2007, 117) wies empirisch nach, dass 
die Ursachenindikatoren „in Richtung Nachfrageproblem 
weisen“. Deshalb sei der „grundlegende Fehler der aktu-
ellen Wirtschaftspolitik in Deutschland strategischer Na-
tur, da sie auf der ‚falschen‘ Seite des Marktes angesetzt 
hat“. Solow (2007, 40) bestätigte diese Erkenntnis: es 
gebe gute Gründe für die Annahme, „dass ein bedeuten-
der Teil der deutschen Arbeitslosigkeit einen Okun Gap 
(Nachfragelücke) widerspiegelt und auf eine expansive 
Nachfragepolitik reagieren würde. Es scheint mir ein in-
tellektueller Fehler zu sein, dass diese Seite des Problems 
wenig oder gar keine Bedeutung in der politischen Debat-
te erhält“. Auch die Agendapolitik, die ebenfalls auf die 
Angebotsseite gerichtet war, schwächte die Nachfrage 
und verantwortet die Rentenkrise mit.

Agenda weitete Niedriglohnsektor aus

Die Agendapolitik sah die Ursache für die bestehende ho-
he Arbeitslosigkeit in zu hohen Löhnen und der Arbeitsun-
willigkeit von Arbeitslosen. Der damalige Bundeskanzler 
Schröder pries im Januar 2005 auf dem Weltwirtschaftsfo-
rum in Davos seine Politik und insbesondere die Schaffung 
eines großen Niedriglohnbereichs als großen Erfolg!4 Um 
die Arbeitslosen dazu zu bewegen, verfügbare Arbeitsplät-
ze auch zu geringeren Löhnen anzunehmen, wurden sie von 
den Agendamaßnahmen unter Druck gesetzt. Diese Politik 
zielte darauf ab, Arbeitslose zu bewegen, Arbeitsplätze zu 
jeder Bedingung anzunehmen. Dies wirkte sich auch auf 
das allgemeine Lohnniveau aus. Schröder pries damit eine 
Politik, die negierte, dass Beschäftigte von ihrem Einkom-
men leben können müssen. Dabei hatte schon Smith (1978, 
59), der die Bedeutung des Marktes als Funktionsprinzip 
betonte, auf diese Notwendigkeit hingewiesen. Und Rüstow 
(2001, 142 f.) äußerte sich 1945 in gleicher Weise.

Die Diagnose, dass Arbeitslosigkeit die Folge von Arbeitsun-
willigkeit sei, weist auf ein merkwürdiges Menschenbild hin. 
Allerdings gab es schon lange Ökonomen, die das als rea-
listisch ansahen und von „freiwilliger“ Arbeitslosigkeit spra-

4	 „Wir haben einen funktionierenden Niedriglohnsektor aufgebaut, und 
wir haben bei der Unterstützungszahlung Anreize dafür, Arbeit aufzu-
nehmen, sehr stark in den Vordergrund gestellt“ (Schröder, 2005).

und Spieker, 2007), die die Produktivitätssteigerungen 
nicht ausschöpfte und so die Binnennachfrage schwäch-
te. Später vergrößerte die Agendapolitik den Niedriglohn-
sektor. Die behauptete mangelnde Wettbewerbsfähigkeit 
wird durch die vergleichsweise geringe deutsche Lohn-
stückkostenentwicklung2 und die deutschen Exportüber-
schüsse widerlegt.3

Drittens wurden über viele Jahre eine restriktive Geldpo-
litik (Wyplosz, 2007, 88 f.) und eine „systematisch prozyk-
lische“ Fiskalpolitik (Wyplosz, 2007, 91 f.; Niemeier, 2009) 
betrieben. Die folgende Nachfrageschwäche senkte die 
Wirtschaftsdynamik, beeinträchtigte die Produktion und 
verhinderte ein ausreichendes Arbeitsplatzangebot.

Äquivalenzprinzip setzt die Leistung voraus

Müssen Lösungen für diese Probleme das Äquivalenzprin-
zip einhalten? Die Rentenhöhe ergibt sich gemäß diesem 
Prinzip aus der Höhe der einkommensabhängigen Bei-
tragszahlungen. Die negativen politischen Einflüsse auf die 
Möglichkeiten des Einkommenserwerbs stellen in einem 
Rentensystem, das auf dem Äquivalenzprinzip beruht, ein 
Sonderproblem dar. Der zwischen Erwerbseinkommen 
und Rente bestehende systematische Zusammenhang 
(Scherf, 2011, 197) stellt eine fundamentale Gerechtig-
keitsnorm dar (Scherf, 2011, 193). Die Rentenleistung setzt 
aber eine vom Versicherten verantwortete, „echte“ Leis-
tung voraus. Wenn Einkommen und Beitragsleistung durch 
staatlich verursachte Blockaden vermindert werden, dann 
bewirkt das Äquivalenzprinzip eine zu geringe Rente; dann 
darf das Äquivalenzprinzip nicht unbesehen angewandt 
werden. Die Beitragsleistung eines Versicherten, der ent-
gegen seinen Fähigkeiten und Wünschen gezwungen ist, 
einen Niedriglohn zu beziehen, darf nicht mit den Folgen 
dieser Politik bestraft werden. Stattdessen muss die Ge-
sellschaft als politischer Verursacher der Einkommens-
minderung für den verursachten Schaden aufkommen. Die 
Rente muss in diesen Fällen durch angemessene steuer-
lich finanzierte Ausgleichsleistungen aufgestockt werden. 
Eine Finanzierung aus Beiträgen und auch eine Bedürftig-
keitsprüfung ist verursachungsgemäß auszuschließen.

In der Grundrentendiskussion wurde diese Verantwortung 
nicht beachtet, weil die vorherrschende Meinung in der 
deutschen Ökonomie die fehlerhafte Politik nicht erkennt. 
Sie sah die Ursachen für die wirtschaftlichen Schwierig-
keiten irrtümlich oder interessengeleitet einseitig auf der 
Angebotsseite, also bei Beschäftigten und Löhnen. Die 

2	 Horn kommentiert dazu: „In den vergangenen 24 Jahren sind in keinem 
anderen Industrieland mit Ausnahme Japans, …, die Lohnstückkosten 
so geringfügig gestiegen wie in Deutschland“ (Horn, 2005, 120).

3	 So wies Solow (2007, 40 f.) darauf hin, dass „ein Exportüberschuss 
normalerweise kein Zeichen überhöhter Löhne“ sei.
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rung und die erneute Gestaltung der Renten als existenz-
sichernden Lohnersatz. Die vermeintliche Notwendigkeit, 
eine Lebensleistung in einer Respektrente anzuerkennen, 
übersieht, dass die angesprochenen Leistungen der Ver-
sicherten durch politische Entscheidungen vermindert 
wurden und deshalb nicht die Ursache der Misere sind. 
Die Grundrente schließt ferner Gruppen aus, die wegen 
der Erfüllung gesellschaftlich wichtiger Aufgaben ein 
niedriges Einkommen erzielten. Diese Probleme müssen 
dringend gelöst werden, denn „der in der deutschen Al-
terssicherungspolitik eingeschlagene Weg hat das Poten-
tial für eine gesellschaftspolitische Zeitbombe“ (Schmähl, 
2012, 313).
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chen. Der österreichische Ökonom Rothschild (1990, 223 ff.) 
setzte sich 1990 kritisch mit dieser vermeintlichen Ursache 
der Arbeitslosigkeit auseinander. Dass diese Diagnose nicht 
zutreffen konnte, ergibt sich schon daraus, dass die Zahl der 
Arbeitslosen zur Zeit der Agenda ca. zwanzigfach so hoch 
war wie die Zahl offener Stellen! Selbst wenn alle offenen 
Stellen hätten besetzt werden können, wäre die Massen-
arbeitslosigkeit nur graduell vermindert worden (Niemeier, 
2010, 320 ff.). Es fehlte nicht am Arbeitswillen, sondern an 
Arbeitsplätzen. Diese fehlten, weil die gesamtwirtschaft-
liche Nachfrage nicht groß genug war, eine Produktion zu 
ermöglichen, die zusätzliche Arbeitsplätze hätte entstehen 
lassen können. Die scheinbaren Erfolge der Agenda sind in 
Wirklichkeit durch die sich erholende Weltkonjunktur erzielt 
worden und damit der weltwirtschaftlichen Nachfragedyna-
mik geschuldet. Solow hatte Recht, dass eine steigende ge-
samtwirtschaftliche Nachfrage die wirtschaftliche Entwick-
lung fördern und Arbeitslosigkeit vermindern werde. Bofin-
ger (SVR, 2007, 341 ff.; Niemeier, 2010, 320 ff.) wies bereits 
im Gutachten 2007/2008 nach, dass nicht die Agenda, son-
dern die Weltkonjunktur für den Abbau der Arbeitslosigkeit 
verantwortlich war.

Grundrente wird falsch begründet

Die Grundrente zielt darauf ab, eine „Lebensleistung“ zu be-
lohnen. Wenn entsprechende Leistungen vorliegen, soll die 
Rente auf ein bestimmtes Niveau angehoben werden. Dafür, 
dass viele Beschäftigte keine 35 Jahre Beiträge zahlen konn-
ten oder ein zu niedriges Einkommen hatten, war jedoch die 
Politik verantwortlich. Deshalb ist das Kriterium einer 35-jäh-
rigen Beitragszahlung unzulässig. Die Rentner würden damit 
für die Fehler der Politik bestraft werden. Die Renten müssen 
aus Steuermitteln auf ein existenzsicherndes Niveau ange-
hoben werden. Die sogenannte Respektrente löst wegen der 
Vernachlässigung der Ursachen zu geringer Renten weder 
das Problem des notwendigen Lohnersatzes im Alter noch 
das der Altersarmut. Sie beabsichtigt auch nicht, die falsch 
begründete Absenkung des Rentenniveaus rückgängig zu 
machen. Die politisch bewirkte Rentenminderung, die die 
Anwendung des Äquivalenzprinzips ausschließt, erfordert 
ebenso wie die Rentenniveauabsenkung, eine grundlegende 
Reform des Alterssicherungssystems.

Die notwendige Lösung des Rentenproblems erfordert ei-
ne Korrektur der wirtschaftspolitischen Niedriglohnförde-
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